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Rechtsprechung

Familienrecht

§ 39 Abs. 2 FGB; § 174 ZPO.

1. Wird im Vermögensauseinandersetzungsverfahren dem 
erziehungsberechtigten Elternteil unter Beachtung der In­
teressen der Kinder der überwiegende Teil der Haushalts­
gegenstände zugesprochen, so darf dieser sich aus § 39 
Abs. 3 FGB ergebende Anspruch in der Regel nicht da­
durch beeinträchtigt werden, daß der Erziehungsberech­
tigte verpflichtet wird, an den nichterziehungsberechtigten 
Elternteil den vollen Wertausgleich zu zahlen.
2. Die Umstände der Ehescheidung haben grundsätzlich 
keinen Einfluß auf die wertmäßige Bemessung der Anteile 
der Prozeßparteien am gemeinschaftlichen Eigentum und 
Vermögen, es sei denn, daß diese Umstände die Vermö­
gensbildung beachtlich gemindert haben.
3. Die Bemessung der Höhe ungleicher wertmäßiger An­
teile am gemeinschaftlichen Eigentum und Vermögen ist 
von den Umständen des Einzelfalls abhängig. Beachtlich 
für die Festlegung sind insbesondere die Höhe des Gesamt­
vermögens, die Zahl der im Haushalt des erziehungsbe­
rechtigten Eltemteils lebenden Kinder, ihr Alter und ihre 
Bedürfnisse, die wirtschaftlichen und persönlichen Ver­
hältnisse der Beteiligten, aber auch sonstige im jeweiligen 
Verfahren gegebene Umstände.
4. Zur Verteilung der Kosten des Vermögensverteilungs­
verfahrens bei unterschiedlichen Anträgen der Prozeßpar­
teien.

OG, Urteil vom 31. Januar 1978 - 1 OFK 50/77.

Die Ehe der Prozeßparteien wurde geschieden und das Er­
ziehungsrecht für, die drei gemeinsamen Kinder im Alter 
von 16, 14 und 9 Jahren der Klägerin übertragen. Im Ver­
fahren auf Verteilung des gemeinschaftlichen Eigentums 
und Vermögens hat die Klägerin die Festlegung ungleicher 
Anteile im Verhältnis von zwei Dritteln zu einem Drittel 
zu ihren Gunsten beantragt, da die Interessen der Kinder 
zu beachten seien.

Das Kreisgericht hat entgegen dem Antrag der Klägerin 
den Prozeßparteien je die Hälfte der vorhandenen Sachen 
und sonstigen Vermögenswerte zugesprochen. Es hat dar­
gelegt, die Interessen der Kinder hätten insoweit Berück­
sichtigung gefunden, daß fast die gesamte Wohnungsein­
richtung in das Alleineigentum der Klägerin übertragen 
worden sei. Zu beachten sei auch gewesen, daß vor allem 
durch die Untreue der Klägerin die Ehe zerrüttet worden 
sei und daß der Verklagte durch seine jahrelange Tätigkeit 
im Ausland hohe Einkünfte erzielt habe, die die umfang­
reichen Anschaffungen für den Haushalt erst ermöglicht 
hätten.

Auf die Berufung der Klägerin hat das Bezirksgericht 
das Vermögen der Prozeßparteien im Verhältnis von zwei 
Dritteln zu einem Drittel geteilt. Unter Berücksichtigung 
einiger Veränderungen bei der Zuteilung von Sachwerten 
hat es den Verklagten verurteilt, an die Klägerin einen 
Erstattungsbetrag von 5 207,69 M zu zahlen und drei Vier­
tel der Kosten erster Instanz sowie die gesamten Kosten 
des Berufüngsverfahrens zu tragen. Zur Begründung hat 
es ausgeführt, daß der erziehungsberechtigten Klägerin 
nach § 39 Abs. 2 FGB ein höherer wertmäßiger Anteil zu­
stehe. Sie sei während der Ehe ebenfalls berufstätig ge­
wesen. Während der Tätigkeit des Verklagten im Ausland 
habe ihr die Erziehung und Betreuung der Kinder sowie 
die Hausarbeit allein oblegen. Damit habe sie ebenfalls 
einen angemessenen Beitrag zur Vermögensbildung der 
Prozeßparteien erbracht.

Gegen die Entscheidung des Bezirksgerichts über die 
Höhe der Erstattungszahlung und die Kostenregelung rich­
tet sich der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten 
Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus den Gründen:
Die gegenständliche Verteilung der vorhandenen Sach­
werte wird vom Kassationsantrag nicht erfaßt. Es hat da­
her bei dieser Entscheidung zu verbleiben.

Der Berufungssenat hat zutreffend festgestellt, daß sich 
der Gesamtwert des gemeinsamen Eigentums und Vermö­
gens der Prozeßparteien auf 30 575 M beläuft, wovon der 
Klägerin Sachen und Forderungen im Werte von 15 175 M 
und dem Verklagten im Werte von 15 400 M zu Alleineigen­
tum bzw. zur alleinigen Verfügung übertragen worden sind. 
Es ist auch nicht zu beanstanden, wenn das Bezirksgericht 
zu der Auffassung gelangte, daß die Klägerin, die das Er­
ziehungsrecht für drei Kinder ausübt, deshalb einen An­
spruch auf einen höheren Anteil hat. Der Bedarf des er­
ziehungsberechtigten Ehegatten an Haushaltsgegenständen 
und möglicherweise auch an anderen der Lebensführung 
dienenden Sachen ist in der Regel größer als bei dem 
nichterziehungsberechtigten Elternteil. Das hatte bereits 
das Kreisgericht bei der Verteilung des Hausrats zutreffend 
berücksichtigt. Diesen Anspruch hat es allerdings wert­
mäßig beeinträchtigt, indem es die erziehungsberechtigte 
Klägerin verpflichtet hat, hierfür den vollen Wertausgleich 
an den Verklagten zu leisten.

Des weiteren ging die Auffassung des Kreisgerichts 
fehl, daß die Umstände der Ehescheidung im Vermögens­
verteilungsverfahren wesentlichen Einfluß auf die Bemes­
sung der Anteile haben können. Das ist in §39 FGB — 
anders als z. B. in den Vorschriften über den Unterhalt der 
geschiedenen Ehegatten (§ 29 FGB) oder über die künfti­
gen Rechte an der Ehewohnung (§ 34 FGB) — nicht aus­
drücklich vorgesehen. Es ist daher im allgemeinen nicht 
gerechtfertigt, einem Ehegatten allein wegen seines nicht 
zu billigenden ehelichen Verhaltens den wertmäßigen Anteil 
am gemeinsamen Eigentum und Vermögen zu schmälern. 
Das schließt allerdings nicht aus, daß die Umstände der 
Ehescheidung auf die gegenständliche Verteilung des Ver­
mögens Einfluß haben können (vgl. Abschn. A II Ziff. 6 
Buchst, d der Richtlinie Nr. 24 des Plenums des Obersten 
Gerichts zur Aufhebung der Eigentums- und Vermögens­
gemeinschaft der Ehegatten während und nach Beendi­
gung der Ehe vom 22. März 1967 [GBl. II Nr. 30 S. 180; 
NJ 1967, Heft 8, S. 240] i. d. F. des Änderungsbeschlusses 
des Plenums des Obersten Gerichts vom 17. Dezember 1975 
[NJ-Beilage 1/76 zu Heft 3]). Nur wenn Umstände der 
Ehescheidung zugleich die Vermögensbildung beachtlich 
beeinträchtigt haben, können sie bei der Festlegung der 
Wertanteile berücksichtigt werden.

Soweit jedoch das Bezirksgericht dem Verklagten wert­
mäßig nur die Hälfte dessen zugebilligt hat, was der Klä­
gerin zugesprochen wurde, kann seiner Entscheidung nicht 
gefolgt werden. Die Bemessung der Höhe ungleicher wert­
mäßiger Anteile ist von den Umständen des Einzelfalls 
abhängig. Eine schematische Verfahrensweise ist abzuleh­
nen. Beachtlich für die Festlegung sind z. B. die Höhe des 
Gesamtvermögens, die Zahl der im Haushalt des erzie­
hungsberechtigten Elternteils lebenden Kinder, ihr Alter 
und ihre Bedürfnisse, die wirtschaftlichen und persön­
lichen Verhältnisse der geschiedenen Ehegatten, aber auch 
sonstige im jeweiligen Verfahren gegebenen Umstände 
(vgl. OG, Urteil vom 2. Februar 1971 — 1 ZzF 28/70 — NJ 
1971, Heft 17, S. 530).

In diesem Rechtsstreit waren bei der Vermögensver­
teilung neben der Tatsache, daß die Klägerin das Erzie­
hungsrecht für drei Kinder ausübt, noch folgende Um­
stände von Bedeutung:

Der Gesamtwert des gemeinschaftlichen Eigentums und 
Vermögens der Prozeßparteien ist nicht unbeachtlich. Die 
Klägerin hat als persönliches Eigentum wertvolle Schmuck­
stücke erhalten, die vom erhöhten Einkommen des Ver-


